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Die Arbeitsgruppen sind offen. Daran können alle 
teilnehmen. Es sind auch alle eingeladen. Bei An-
fragen von außen haben wir uns bemüht, diese auf-
zunehmen. Da gibt es nichts zu verheimlichen. Wir 
machen offene Veranstaltungen. Es ist im Netz 
transparent. Einen solch transparenten Prozess gibt 
es in keinem anderen Bundesland. Und die Bundes-
regierung kriegt das schon gar nicht zustande.  

An einem Punkt allerdings möchte ich Klarheit her-
stellen: Mit einem Klimaschutzgesetz und einem 
Klimaschutzplan in Nordrhein-Westfalen werden wir 
das Weltklima selbstverständlich nicht retten. Es 
geht auch nicht nur um den Beitrag, den wir dazu 
leisten. Aber wenn wir die Ziele für Europa ernst 
nehmen – und die sind nicht von Nordrhein-
Westfalen gemacht –, 80 % bis 90 % bis 2050, auch 
die nationalen Ziele – die sind von Ihnen im Ener-
giekonzept der Bundesregierung niedergeschrieben 
worden –, mindestens 80 %, dann wird ein Schuh 
daraus. Denn wenn wir es hier in Nordrhein-
Westfalen nicht schaffen, in einem Industrieland mit 
30 % CO2-Anteil, mit über 33 % Anteil an der natio-
nalen Stromproduktion, dann wird es nirgendwo ge-
lingen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es eine besondere Herausforderung, 
eine gemeinsame ökonomische und ökologische 
Anstrengung, das hier gesellschaftlich auf den Weg 
zu bringen.  

Ich bin davon überzeugt, dass es eine Standortfrage 
auch für die Zukunft wird. Klimaschutz ist ange-
wandte Wirtschaftspolitik. Deshalb ist es wichtig für 
den Industriestandort Nordrhein-Westfalen, hierbei 
auch die industriepolitische Perspektive zu sehen. 
In der Tat: Wir brauchen Aluminium, wir brauchen 
Stahl, wir brauchen Dämmstoffe. Da liegt auch der 
Beitrag der nordrhein-westfälischen Industrie und 
Wirtschaft für eine gemeinsame Klimaschutzstrate-
gie in Europa und in der Bundesrepublik.  

Im Übrigen lassen Sie uns nicht bei Diskussionen 
über Quellenbilanzen oder Produktbilanzen stehen 
bleiben. Es ist so, dass nach diesem Motto in Euro-
pa bilanziert wird, national bilanziert wird. Warum 
sollen wir in Nordrhein-Westfalen anders bilanzie-
ren? Dass wir die Produktfragen miteinbeziehen, ist 
selbstverständlich. Hier liegen in der Tat auch große 
Chancen für unser Bundesland, mit guten Produk-
ten, mit guten Maschinen einen eigenen Beitrag 
zum Klimaschutz zu leisten.  

Ich wünsche mir, dass Sie bei diesem Gemein-
schaftswerk mitmachen und Ihre Bremserfunktion 
aufgeben würden. Wir brauchen einen Anschub von 
Ihrer Seite, damit wir auch von der Bundesregierung 
Unterstützung bekommen und tatsächlich einen 
gemeinschaftlichen Plan auf den Weg bringen kön-
nen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um eine Minute 
verlängert hat. Gibt es zu diesem Einzelplan noch 
Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Damit sind 
wir am Schluss der Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel-
plan 10. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/1210, den Einzelplan unver-
ändert anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1210 mit Stimmen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von 
CDU, FDP und Piraten angenommen und der Ein-
zelplan 10 verabschiedet. 

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 04 
Justizministerium 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1204.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Abgeordneten Kamieth das Wort.  

Jens Kamieth (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
etwas wiederholen, auch wenn wir das heute schon 
einige Male gehört haben: Der Haushaltsentwurf 
2012 wurde zu spät vorgelegt. Das Haushaltsjahr ist 
fast abgelaufen. Die Beratungen über den Einzel-
plan des Justizministers haben daher nur noch his-
torischen Charakter. Selbst wenn es heute eine 
Mehrheit für Änderungen geben würde, könnten 
diese keine politischen Wirkungen mehr entfalten, 
da das Jahr bereits zu fünf Sechstel abgelaufen ist. 
Das ist ärgerlich, das ist eine Missachtung des Par-
laments. So viel zur Politik der Einladung! 

Die Landesregierung zeigt ihr mangelndes Demo-
kratieverständnis. Sie wollen weiter Schulden ma-
chen, ohne ein nachhaltiges Konzept vorzulegen. 
Das gilt leider auch für den Haushalt des Justizmi-
nisteriums. 

Das betrifft zum Beispiel die Personalausgaben im 
Justizhaushalt. Zwar gibt es im Justizhaushalt tradi-
tionell keine großen Spielräume. Mehr als 
2,2 Milliarden € sind für Personalausgaben gebun-
den. Das sind etwa 61 % der Gesamtausgaben. 
Auch die Sachausgaben bilden einen großen Aus-
gabenblock. Beides ist nicht disponibel.  

Trotzdem gibt es zu wenig Personal im Justizbe-
reich. Richter und Staatsanwälte klagen über ihre 
Arbeitsbelastung. Die Strafvollzugsbediensteten 
müssen Monat für Monat Mehrstunden leisten. Es 
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hat sich ein Berg von 500.000 Überstunden ange-
häuft. Hier fehlt Personal. Wir erwarten hierzu krea-
tive Lösungen und ein schlüssiges Konzept von der 
Landesregierung, wie diese Missstände abgebaut 
werden können.  

Und was tun Sie? Sie reden zum Beispiel von ei-
nem Landesamt für Justiz. Sie planen offensichtlich, 
Kräfte abzuziehen und in einem Landesamt für Jus-
tiz zu bündeln. Zumindest hat die Landesregierung 
dies angekündigt. Das Landesamt soll ausgewählte 
operative Verwaltungsaufgaben anderer Justizbe-
hörden übernehmen. Bislang liegt kein Konzept vor. 
Es ist unklar, welche Aufgaben eine solche Mittel-
behörde übernehmen soll. Bisher hat der Justizmi-
nister lediglich stichwortartig eine solche Behörde 
gefordert, ohne näher auf ihre Aufgaben einzuge-
hen. Das halte ich für verwunderlich und für schäd-
lich angesichts des nicht gedeckten Personalbe-
darfs in der Justiz. 

(Beifall von der CDU) 

Auch aus der Praxis gibt es zu einer solchen Be-
hörde kritische Stimmen. Der Deutsche Richterbund 
bezweifelt zu Recht, dass die Verwaltungstätigkeit 
dadurch reduziert würde. Es steht zu befürchten, 
dass sie lediglich neu verteilt wird, indem eine neue 
Behörde geschaffen wird. Woher wollen Sie das 
Personal nehmen? Welche Gerichte und Staatsan-
waltschaften sollen für Verwaltungstätigkeit Stellen 
abgeben? Ich denke, dass gut ausgebildete Fach-
leute vor Ort in den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften gebraucht werden. Von der Landesregie-
rung fordere ich ein Konzept für diese Behörde, 
wenn Sie denn gewünscht ist, damit wir nicht weiter 
im Nebel herumstochern.  

Was ist mit den dringend benötigten JVA-
Neubauten? In Nordrhein-Westfalen sind viele Jus-
tizvollzugsanstalten veraltet und in einem schlech-
ten Zustand. Das ist seit Jahren, wenn nicht gar seit 
Jahrzehnten bekannt. SPD und Grüne haben es in 
früheren Regierungszeiten versäumt, die notwendi-
gen Neubauten rechtzeitig zu planen, Standorte zu 
suchen und die nötigen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung zu stellen.  

Die CDU-geführte Landesregierung hat die Bedeu-
tung dieser Aufgabe dagegen sofort erkannt. Die 
damalige Justizministerin Roswitha Müller-
Piepenkötter hat frühzeitig reagiert und die entspre-
chenden Planungen eingeleitet, sodass Neubauten 
in Düsseldorf, Wuppertal, Attendorn und Heinsberg 
entstanden sind. Auf einen ersten Spatenstich von 
Herrn Minister Kutschaty warten wir bis heute ver-
geblich. 

Frau Müller-Piepenkötter hat darüber hinaus Ge-
spräche mit weiteren Standorten geführt, beispiels-
weise mit Münster. Leider hat der Justizminister 
diese Gespräche nicht in dem erforderlichen Maße 
fortgeführt. Doch im August dieses Jahres haben 
sie endlich Vernunft bewiesen und die Zusage für 

Münster gegeben. Aber auch hier geht es nur mit 
halber Kraft voran. Bislang haben Sie weder einen 
Zeitplan vorgelegt noch einen Standort vorgestellt.  

Auch viele andere Justizvollzugsanstalten in unse-
rem Land warten auf Renovierungen und Neubau-
ten. Herr Minister Kutschaty, handeln Sie, beenden 
Sie die schlechte Situation. Wir brauchen neue, gu-
te Justizvollzugsanstalten.  

Die Folgen Ihrer Politik sind die Ausbrüche. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Es gibt zahlreiche Vorkommnisse in den Justizvoll-
zugsanstalten unseres Landes: Ausbrüche, Folter, 
Angriffe auf Angestellte. Für diese Skandale sind 
Sie verantwortlich, Herr Minister.  

Niemand behauptet, dass zu unserer Regierungs-
zeit im Justizbereich alles optimal gelaufen wäre.  

(Zurufe von der SPD) 

Aber, Sie, Herr Minister, sind angetreten, es besser 
zu machen. Den Beweis, dieses Ziel zu erreichen, 
sind Sie zweieinhalb Jahre schuldig geblieben. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist beendet.  

Jens Kamieth (CDU): Legen Sie ein Konzept vor. 
Sehen Sie zu, wie wir die Aufgaben der Zukunft 
meistern können. Das Gutachten von Pricewater-
houseCoopers liegt nach fünf Monaten mittlerweile 
auch den Abgeordneten vor. Darin sind demografi-
sche Aufgaben aufgezeigt, die von Ihnen dringend 
angegangen werden müssen.  

Wir können dem Haushalt in dieser Form nicht zu-
stimmen – mangels Konzept und mangels Hand-
lungsempfehlungen für die Politik. – Ich bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Kamieth. – Für die SPD-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Herr Kollege Kamieth, das er-
innerte mich gerade an „Täglich grüßt das Murmel-
tier“. Sie haben genau das Gleiche erzählt, was Ihre 
Kolleginnen und Kollegen hier schon zu anderen 
Einzelplänen vorgetragen haben.  

Es wird Sie nicht verwundern, dass die SPD-
Fraktion den vorgelegten Haushaltsentwurf aus-
drücklich begrüßt. Wir sehen hierin eine grundsätz-
liche Fortschreibung der klaren Handschrift des rot-
grünen Koalitionsvertrages.  
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Ich hatte in der seinerzeitigen Debatte bereits 
Stichworte genannt. Ich will sie gerne noch einmal 
anführen: leistungsstarke, moderne Justiz, sicherer, 
humaner Strafvollzug und besser früher helfen als 
später strafen oder, wie der Minister es sehr treffend 
formuliert hat, vorsorgen – nachhaltig und gerecht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Kollege Kamieth, Sie haben die Rahmenbe-
dingungen genannt. Es ist richtig: Mehr als 60 % der 
Kosten im Einzelplan 04 sind Personalausgaben. 
Darüber kann man nicht viel diskutieren. Ihre Aus-
führung, Sie wollten mehr Personal, aber weniger 
Schulden, lässt mich fragen, wie Sie das in Einklang 
bringen wollen. Das können Sie vielleicht den 
Haushältern erklären. Ich habe nicht verstanden, 
wie das gehen soll.  

Ich will auf einige Schwerpunkte des Haushaltes 
kurz eingehen.  

Ende Januar gab es zahlreiche Medienberichte 
über ein Grundsatzurteil des Europäischen Ge-
richtshofs. Darin hat der Europäische Gerichtshof 
noch einmal ausdrücklich bekräftigt, dass eine stän-
dig befristete Verlängerung von Arbeitsverträgen 
nur aus sachlichen Gründen erlaubt sei, alles ande-
re verstoße gegen europäisches Recht.  

Es ging um folgenden Fall: Ein Arbeitgeber hatte 13 
Mal hintereinander befristete Jahresverträge vorge-
legt. Das hat in der Öffentlichkeit zu viel Kopfschüt-
teln geführt. Ich glaube, wir sind uns einig: Das ist 
kein guter Umgang, um motivierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu haben! Ich war sehr erschüttert, 
dass sich dieser Fall in Nordrhein-Westfalen und 
dann auch noch im Justizbereich abgespielt hat. 

Die richtige Antwort darauf ist, das endlich zu been-
den. Das findet sich im vorgelegten Entwurf wieder. 
Die Aufgabe, solche Kettenverträge auszuschlie-
ßen, liegt nun zum Greifen nahe. Mit dem Be-
schluss über den Haushalt 2012 kann es uns gelin-
gen, dass die seit 2002 zumindest bis zum Jahr 
2009 ständig befristeten Verträge endlich in dauer-
hafte Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt 
werden. Das führt zu mehr Motivation auf den Ge-
schäftsstellen, zu mehr Zusammengehörigkeit in 
den Gerichten und ist ein wichtiges Signal an die 
Beschäftigten in der Justiz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Kamieth, die Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte haben sich zu Recht immer wieder 
über das hohe Arbeitspensum beklagt. Diesen As-
pekt haben Sie auch unterschlagen. Nicht nur in 
diesem, sondern schon im letzten Haushaltsplan-
entwurf sind die ersten Weichen dafür gestellt, dass 
es bei den Staatsanwaltschaften zu Entlastungen 
kommt. Es gibt 30 zusätzliche Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte. 

Auch die angespannte Stellensituation an den Sozi-
algerichten wird aufgegriffen und zur Kenntnis ge-
nommen. 

Es gibt aber noch einen Bereich, der ständig stei-
gende Ausgaben verursacht, nämlich die Prozess-
kosten- und Beratungshilfe. Das sehen wir ebenfalls 
mit großer Sorge. Denn dort macht die Justiz einen 
sehr großen Spagat: Auf der einen Seite müssen 
wir missbräuchliche Inanspruchnahme verhindern, 
auf der anderen Seite müssen wir aber auch für mit-
tellose Parteien den Zugang zum Recht ermögli-
chen. Wir haben zu dem Zweck verschiedene Mo-
delle angesprochen. Ich erinnere bei der Gelegen-
heit an die gute Arbeit der Schiedsmänner und 
Schiedsfrauen in unserem Land oder auch das Pro-
jekt der Mediation, das an der Stelle mit Sicherheit 
Hilfe leisten kann. 

Es gibt einen dritten Bereich, in dem die Auslagen 
leider massiv steigen. Dabei geht es um die Haus-
haltsstellen für die Aufwandsentschädigungen und 
Vergütungen von Vormündern, Pflegern und Be-
treuern. Zwar ist das keine originäre Aufgabe der 
Landesregierung; aber wir haben trotzdem erste 
Signale gesetzt, indem wir das Thema öffentlich an-
sprechen und darauf aufmerksam machen, dass 
Vorsorgevollmachten und ehrenamtliche Betreuung 
eine Hilfe und Entlastung seien können. Diesen 
Weg sollten wir weitergehen. 

Lassen Sie mich noch einen kurzen Satz zum Voll-
zug sagen: Sie haben wahrscheinlich auch ignoriert, 
dass der Vollzug im Rahmen der Aufgabe, die uns 
alle betrifft, nämlich der Neuorganisation der Siche-
rungsverwahrung, mit zusätzlich 88 Stellen ausge-
stattet wird. Eine frühere Betreuung dieser Siche-
rungsverwahrten bereits in den Haftanstalten ist 
wichtig und meines Erachtens der richtige Weg, um 
dem Gebot des Bundesverfassungsgerichts entge-
genzukommen. 

Gerade in dieser Frage, Herr Kollege Kamieth, ha-
ben wir in der letzten Sitzung des Rechtsausschus-
ses sehr intensiv darüber diskutiert, wie es in Werl 
weitergeht. Der Minister hat es geschafft, dass die 
Baumaßnahmen dort fortgesetzt werden. Zu be-
haupten, es werde nicht gebaut und nicht geplant, 
stimmt nicht. Sie haben in den fünf Jahren Ihrer Re-
gierungsverantwortung nur gebaut, aber dabei nicht 
an das Personal gedacht. Das ist ebenfalls keine 
Lösung, schafft nicht mehr Sicherheit, auch nicht 
mehr Resozialisierungsangebote für die Gefange-
nen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, Ihre Redezeit ist beendet. 

Sven Wolf (SPD): Wir werden dem Einzelplan 04 
zustimmen. 

(Beifall von der SPD) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wolf. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Abgeordneter Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die rot-grüne Landesregierung blickt 
mit ihren Haushalten für die Jahre 2010, 2011 und 
2012 auf eine nüchterne Bilanz: Zwei Haushalte 
verstießen gegen die Verfassung, ein Haushalts-
entwurf scheiterte im Parlament. Den neuen Haus-
haltsentwurf 2012 beraten wir heute, obwohl das 
Jahr fast vorbei ist und der größte Teil der Mittel 
längst verausgabt ist.  

Nachhaltige strukturelle Einsparungen suche ich im 
Haushaltsentwurf vergebens! Wir haben ein Effi-
zienzteam, das bislang keine effizienten Ergebnisse 
vorlegen konnte. Die Ankündigungen des Finanz-
ministers für den Haushaltsentwurf 2013 lassen 
nichts Gutes erwarten. Wir haben eine Landesregie-
rung, die nicht sparen will, sondern immer neue 
Ausgaben besser zu begründen versucht. 

Herr Minister, im Bereich der Justiz ernüchtert Ihre 
durchsichtige Strategie, wortgewaltig Dauersalven 
in Richtung Bund abzufeuern, in Nordrhein-
Westfalen aber selbst für drängende Probleme und 
bei wichtigen Themen keine Lösungen zu präsentie-
ren, sondern es mit Wohlfühlrhetorik bei schwam-
migen und unpräzisen Absichtsbekundungen zu be-
lassen. 

Beim Beschneidungsgesetz hat sich der NRW-
Justizminister weggeduckt und mit dem Finger nach 
Berlin gezeigt. 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Wie würden Sie 
das hier regeln?) 

Auch bei dem äußerst sensiblen Thema der Siche-
rungsverwahrung wird mit platten Stammtischparo-
len versucht, die Ängste der Menschen parteipoli-
tisch zu nutzen. Das werden Sie von der FDP in 
NRW – etwa zu den neuen Anstalten im Maßregel-
vollzug – nicht erleben. 

Das fügt sich in eine ganze Linie ein:  

– Verteufelung des Steuerabkommens mit der 
Schweiz, stattdessen fragwürdiger Ankauf ge-
stohlener Steuer-CDs 

– Ankündigung eines Unternehmensstrafrechts, 
aber keine Antworten, wie das rechtlich veran-
kert werden soll 

– pauschale Ankündigung der Verschärfung der 
Abgeordnetenbestechung mit einem § 108e 
StGB, während landtagsintern die Geschäfts-
ordnungskommission sachlich über notwendige 
Änderungen im Abgeordnetenrecht berät  

– plakative Forderung von strafbewehrten Stadi-
onverboten im Fußball, anstatt in Nordrhein-
Westfalen selbst Rahmenbedingungen zur Be-

schleunigung der Aburteilung der Täter zu schaf-
fen. 

Meine Damen und Herren, warum macht der Jus-
tizminister des Landes Kriminalprävention und Op-
ferschutz nicht deutlich zur Chefsache – als wichti-
gen Baustein, um den Rechtsfrieden in unserer Ge-
sellschaft zu sichern und Gerechtigkeit durchzuset-
zen? Hier werden nahezu ausschließlich erfolgrei-
che Projekte der schwarz-gelben Vorgängerregie-
rung fortgesetzt – und das auch noch schleppend. 
Ich nenne nur die Errichtung weiterer „Häuser des 
Jugendrechts“, die der Minister seit zweieinhalb 
Jahren ankündigt, oder den Ausbau des „Staatsan-
walts für den Ort“. Die Ausführungen des Ministers 
zur Bekämpfung der Internetkriminalität – „Die Lan-
desregierung prüft intensiv geeignete Maßnah-
men…“ – sind ein Offenbarungseid. 

Sie kündigen Konzepte zur besseren Personalent-
wicklung und gezielten Förderung der Mitarbeiter 
an. Dabei sind die vom Parlament bewilligten Fort-
bildungsmittel im Jahr 2011 bei Weitem gar nicht 
abgerufen worden. Ähnliches gilt für Zuwendungen 
an freie Träger in wichtigen Bereichen der Justiz. 

Kommen wir zum hohen Krankenstand im Justiz-
vollzug, wo Sie wichtige Maßnahmen ankündigen. 
Bei unserem jüngsten Besuch in Willich wurde uns 
berichtet, dass Maßnahmen der Mitarbeiterfüh-
rung – lange planbare freie Wochenenden, Neuor-
ganisation der Nachtdienste etc. – den Kranken-
stand unter den Bediensteten massiv gesenkt ha-
ben. Solche erfolgreichen Konzepte gilt es auf alle 
Anstalten auszudehnen. Sie können das nicht nur 
allein den Anstalten intern überlassen, sondern 
müssen das steuern – ebenso wie die Verantwor-
tung für sämtliche Vollzugslockerungen, die an-
scheinend in die Anstalten geschoben wurde. 

Herr Minister, ein klarer Kurs in der Justizpolitik für 
Nordrhein-Westfalen erfordert, dass Sie auch Ihre 
eigenen Ziele kennen und benennen. Wir warten 
mit Spannung darauf, wie und wann Sie durch eine 
Dienstrechtsreform die Strukturen der Justiz ver-
bessern wollen, wie eigentlich Ihre Agenda ist, die 
Handlungsempfehlungen der Enquetekommission 
„Prävention“ umzusetzen, 

(Zuruf von Dagmar Hanses [GRÜNE]) 

wie die Informationsrechte des Parlaments künftig 
gewahrt und in einer Verfassungskommission ge-
stärkt werden sollen, wie und wann Sie konkret den 
elektronischen Rechtsverkehr in der gesamten Jus-
tiz ausbauen oder das Widerspruchsverfahren wie-
der etablieren wollen, ob Nordrhein-Westfalen bei 
der Modernisierung der Justiz zum bundesweiten 
Bremsklotz wird oder ob Sie endlich Position bezie-
hen, was ein Landesamt für Justiz leisten kann, soll 
und verfassungsrechtlich darf. 

Noch eine Sache am Rande, meine Damen und 
Herren: Wir als FDP erwarten, dass der Grundsatz 
der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit befolgt 
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und die Deckungsfähigkeit nicht dazu genutzt wird, 
Titel nicht der Realität entsprechend anzusetzen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn Achter-Mittel, In-
vestitionsmittel, tatsächlich als Fünfer-Mittel ver-
wendet werden. Das werden wir 2013 nicht mehr 
hinnehmen können. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Im Interesse der Bürger und der engagierten Mitar-
beiter gilt es, die Justiz in unserem Land zukunfts-
fest zu machen. Die FDP-Landtagsfraktion wird da-
ran aktiv mitwirken. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Wedel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Abgeordnete Han-
ses. 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Nun endlich beraten wir auch inhaltlich 
den Einzelplan 04. Im Ausschuss lag er uns vor, 
und dort wurde von der Opposition inhaltlich wenig 
angemerkt. Darüber habe ich mich doch gewundert. 

Dieser Haushalt, der Einzelplan 04, verbindet wie 
kein anderer Prävention und Repression unter ei-
nem Dach, und dabei stellt dieser Entwurf den 
Mensch in den Mittelpunkt. Er ist geprägt vom Res-
pekt gegenüber den Menschen – Respekt gegen-
über Beschäftigten, Respekt gegenüber Inhaftierten 
im Strafvollzug und Respekt gegenüber Bürgerin-
nen und Bürgern. Dieser Haushaltsentwurf gewähr-
leistet deren Zugang zum Recht, und er ist nachhal-
tig ausgerichtet. 

Ich möchte Ihnen gerne noch einmal kurz die Rah-
mendaten sagen. Ja, es gibt wenig Spielraum in 
diesem Haushalt. Er hat einen Umfang von 
3,626 Milliarden €, und davon sind über 60 % Per-
sonalausgaben für über 40.000 Beschäftigte, von 
denen wiederum rund 9.000 in Justizvollzugsanstal-
ten tätig sind. 6.000 Frauen und Männer arbeiten im 
allgemeinen Vollzugsdienst; hinzu kommen 770 in 
Ausbildung. Der Großteil der Beschäftigten jedoch, 
nämlich 31.000, ist in den verschiedenen Gerichts-
barkeiten und Staatsanwaltschaften tätig; von die-
sen befinden sich 5.500 in Ausbildung. Das ist eine 
wichtige Aufgabe der Justiz, und ich finde, diese 
wichtige Aufgabe sollte hier auch kurz benannt wer-
den. 

Das zweite große Kuchenstück dieses Haushalts 
sind die Ausgaben für Gebäude und Grundstücke. 
Wir haben 276 Justizeinrichtungen. 37 davon sind 
JVAs; zwei neue – das wurde schon genannt – ka-
men hinzu. 

Herr Kollege Kamieth, selbstverständlich wissen wir, 
wie sich der Gebäudebestand darstellt. Wir haben 
gemeinsam bei vielen Besichtigungen festgestellt: 

Wir haben einen Gebäudebestand aus drei Jahr-
hunderten. Der Investitionsstau wurde vom Minister 
einmal mit 2 Milliarden € beziffert. Das hat mich er-
schreckt. Dies können wir aber nur mit einem nach-
haltigen Haushalt sukzessive, Stück für Stück an-
gehen. Die Maßnahme in Münster wird sicherlich 
ein erster Schritt sein. 

Wenn wir uns diesen Gebäudebestand ansehen, 
sehen wir auch, dass sich die BLB-Mieten um 
15,4 Millionen € erhöht haben. Auch das bereitet 
uns Sorge, aber wir müssen es Stück für Stück an-
gehen. 

Da dieser Justizhaushalt, der auch ein Modellhaus-
halt ist – ich sehe, Herr Kamp ist anwesend –, über 
„EPOS.NRW“ umgesetzt wird, erkennen wir deutlich 
mehr Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit im 
Haushalt. Wir sehen die Zuordnungen deutlicher 
und können die Einnahmen und Ausgaben klarer 
definieren. 

Wir schätzen die Arbeit unserer Beschäftigten in der 
Justiz. Wir wissen, unter welchen zum Teil schwie-
rigen Bedingungen Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Amtsanwäl-
tinnen und Amtsanwälte, Berufsbetreuerinnen und 
Berufsbetreuer, Gerichtsvollzieherinnen und Ge-
richtsvollzieher und nicht zuletzt Justizvollzugsan-
gestellte täglich arbeiten. Wir bemühen uns stetig, 
die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Herr Kolle-
ge Wedel, dies ist kein Zufall. Wir haben in Willich 
von positiven Entwicklungen gehört, aber die gibt es 
auch in Aachen, in Werl und an vielen anderen 
Standorten. Wir können gerne noch weitere Stand-
orte besuchen. 

Aus diesem Grund haben wir 350 neue Stellen im 
mittleren Dienst der Geschäftsstellen – der Kollege 
Wolf hat es gesagt – eingerichtet, und zwar haus-
haltsneutral. Es darf einfach nicht mehr sein, dass 
ein Land wie Nordrhein-Westfalen an den Gerichten 
Kettenverträge, also immer wieder befristete Ar-
beitsverträge, für engagierte Mitarbeiterinnen – in 
dem Fall sind es überwiegend Frauen – zulässt. 
Diese jährliche Befristung musste weg, um eine si-
chere Situation für die Beschäftigten zu schaffen. 
Damit hält sich das Land nun endlich an geltendes 
Arbeitsrecht. 

Auf die Amtsanwälte ist Kollege Wolf bereits einge-
gangen; mir rinnt die Zeit davon. 

Die 88 neuen Planstellen in der Sicherungsverwah-
rung und im Strafvollzug für Menschen, die später 
sicherungsverwahrt werden, insbesondere für Psy-
chologinnen, Sozialarbeiter und den allgemeinen 
Vollzugsdienst, waren dringend nötig, um die Siche-
rungsverwahrung verfassungsgemäß durchführen 
zu können.  

Selbstverständlich könnte ich jetzt noch ganz viel 
zum Jugendstrafvollzug und zur Prävention sagen. 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass mit 
dem Haushalt die Mittel für den Bereich der Drogen- 
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und Suchtberatung im Strafvollzug um 440.000 € 
erhöht wurden, und zwar allein durch interne Um-
schichtungen. Es sind keine zusätzlichen Ausga-
ben. 

Als Letztes: Die Enquetekommission III „Erarbeitung 
von Vorschlägen für eine effektive Präventionspolitik 
in NRW“ wurde angesprochen. Es wundert mich 
schon, dass wir uns in den letzten Wochen über ei-
ne der 38 Handlungsempfehlungen intensiv über 
die Presse auseinandersetzen mussten. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin. 

Dagmar Hanses (GRÜNE): Ich weiß, ich muss zum 
Schluss kommen.  

Ich lade Sie herzlich ein, die Umsetzung dieser 38 
Handlungsempfehlungen durch die Landesregie-
rung gemeinsam zu begleiten. Es ist schon jede 
Menge auf dem Weg. Da sollten wir gemeinsam 
hinschauen.  

Wir stimmen diesem Haushalt selbstverständlich zu 
und freuen uns darüber. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Hanses. – Für die Fraktion der 
Piraten spricht der Abgeordnete Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste auf 
der Tribüne und zu Hause am Stream! Ich werde 
jetzt nicht ins Konzert einstimmen, dass der Haus-
halt verspätet eingereicht worden ist. Das ist er. Das 
gilt natürlich auch für den Einzelplan 04, Herr Minis-
ter. Da hätten Sie vielleicht von Justizseite her et-
was Druck machen können. Aber gut, das hat viel-
leicht nicht ganz geklappt.  

Darüber könnte man noch fast hinwegsehen, wenn 
nicht hier – das ist wirklich ein ganz starkes Stück – 
von den regierungstragenden Fraktionen gebets-
mühlenartig behauptet würde, es seien 88 neue 
Stellen geschaffen worden, und damit sei einer For-
derung des Bundesverfassungsgerichts Genüge ge-
tan. Das trifft weder auf die 88 Stellen im Justizvoll-
zug noch auf die 305 sonstigen Stellen zu, die an-
geblich im Justizdienst geschaffen worden sind. 
Wenn mir jemand die Umwandlung von befristeten 
Arbeitsverhältnissen und auch von mehrfach ver-
längerten befristeten Arbeitsverhältnissen in unbe-
fristete Arbeitsverhältnisse als neue Stellen verkau-
fen will und damit auch gleichzeitig aussagen möch-
te, gerade im Justizvollzug tue man damit etwas für 
die Sicherheit … 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Geschäftsstellen 
der Gerichte!) 

– Nein, wir reden hier vom Justizvollzug, nicht von 
den Geschäftsstellen der Gerichte. Bei den 88 Stel-
len reden wir vom Justizvollzug. Es ist einfach nicht 
wahr, wenn gesagt wird, dass es neue Stellen sind. 
Es sind keine neuen Köpfe. Und das wäre bitter nö-
tig. Denn es kann einfach nicht sein, dass aufgrund 
eines hohen Krankenstandes, aufgrund von 
500.000 Überstunden im gehobenen und mittleren 
Dienst, egal ob nur im Strafvollzug oder auch in den 
Justizdiensten im Übrigen, eine ganze Menge Straf-
täter immer wieder über irgendwelche Mauern klet-
tern, in Taxen steigen, lustig durch Städte fahren, 
wodurch die Bürger ein erhebliches Sicherheitsdefi-
zit zu ertragen haben.  

Nun könnte man natürlich sagen: Das ist alles nicht 
so tragisch. Wir haben ja die neuen Stellen geschaf-
fen. – Das ist nicht so. Stellen Sie neues Personal 
ein! Wir haben einen Antrag gestellt. Im Justizbe-
reich müssen nun einmal deutlich mehr neue Stel-
len, nämlich für neue Köpfe an Positionen an rele-
vanten Stellen auch im Justizvollzug, geschaffen 
werden.  

Leider Gottes wurden auch diese Anträge wie viele 
andere unserer Anträge abgelehnt. Das ist nicht 
weiter tragisch. Wir werden das weiterverfolgen und 
natürlich auch die Umsetzung der 38 Handlungs-
empfehlungen begleiten. Ich habe auch erkannt, 
dass gerade im Justizministerium durchaus Koope-
rationsbereitschaft in allen möglichen Bereichen 
vorhanden ist. Das begrüßen wir selbstverständlich. 

Damit möchte ich es an dieser Stelle bewenden 
lassen. – Danke. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Schulz. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Kutschaty. 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eine gut 
funktionierende Justiz ist Grundvoraussetzung für 
ein gedeihliches, friedvolles Miteinander in unserem 
Rechtsstaat. Das leisten in Nordrhein-Westfalen 
tagein, tagaus 40.000 hauptamtliche Beschäftigte 
und, wenn ich die Ehrenamtlichen noch hinzuzähle, 
Richter, Schöffen bis hin zu den Betreuern in den 
Vollzugsanstalten, weitere 20.000 Menschen. 

Meine Damen und Herren, Justiz funktioniert natür-
lich nicht so einfach auf Knopfdruck oder aus-
schließlich per Gesetz. Justiz lebt und arbeitet mit 
diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die jeden 
Tag ihr Bestes geben, sich stark engagieren und 
sehr motiviert sind, im Sinne der rechtsuchenden 
Bürgerinnen und Bürger hier zu arbeiten.  

Was erwarten die Menschen von einer gut funktio-
nierenden Justiz in einem Land? – Natürlich eine 
Strafverfolgung, eine Aufklärung von Straftaten und 
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eine entsprechende Anklage, eine gute, effektive, 
zügige, kostengünstige Rechtsprechung und einen 
guten, zukunftsgewandten, sicheren Strafvollzug. 
Genau das gewährleisten wir mit diesem Haushalt. 

Ich habe natürlich Verständnis dafür, wenn der eine 
oder andere Redner der Opposition die Jahre 2005 
bis 2010 nicht live miterlebt hat und deswegen viel-
leicht in Unkenntnis der Umstände von damals hier 
etwas sagt. Aber, meine Damen und Herren, zur 
Situation der Beschäftigten in der nordrhein-
westfälischen Justiz darf ich Ihnen sagen, dass ich 
vor zweieinhalb Jahren bei Amtsantritt gut 500 Be-
schäftigte vorgefunden habe, die seit mehreren Jah-
ren, teilweise seit zehn Jahren, mit Jahres- und 
Zeitarbeitsverträgen dort beschäftigt waren. Das ist 
etwas, was sich ein öffentlicher Arbeitsgeber nicht 
leisten sollte, was sich die Justiz schon gar nicht 
leisten sollte. Insofern bin ich froh darüber, dass es 
uns im letzten Jahr gelungen ist, 200 dieser Men-
schen in unbefristete, feste, sichere Arbeitsverhält-
nisse zu überführen, und mit diesem Haushalt wei-
tere 350 Stellen schaffen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr Ka-
mieth, die Belastung der Gerichtsmitarbeiter ist 
hoch. Sie sind stark belastet. Aber zur Wahrheit ge-
hört auch, dass die Belastung seit 2009 deutlich zu-
rückgegangen ist. Wir haben den niedrigsten Stand 
seit Jahren, was die Belastungszahlen anbelangt. 
Das hat natürlich etwas mit den Verfahrenseingän-
gen zu tun, aber auch damit, wie wir entgegensteu-
ern. So macht es sich natürlich demnächst weiterhin 
bemerkbar, dass wir uns mit diesem Haushalt gera-
de den am stärksten belasteten Berufsgruppen zu-
wenden. Das sind im Augenblick die Amtsanwälte, 
die die höchsten Belastungszahlen haben. Mit dem 
letzten und diesem Haushalt kommen weitere 50 
neue Stellen oder neue Köpfe, Herr Schulz, dazu, 
um eine weitere Entlastung hinzubekommen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das eine 
oder andere zum Strafvollzug sagen, weil es hier 
vorhin angesprochen wurde. Ja, in den vorange-
gangenen fünf Jahren der Vorgängerregierung sind 
einige Einrichtungen in Planung gegeben und ge-
baut worden. Aber was bislang fehlte, meine Da-
men und Herren, zur schwarz-gelben Regierungs-
zeit, war ein vernünftiges Konzept für den Strafvoll-
zug. Wir haben erstmals Leitlinien für einen Straf-
vollzug in Auftrag gegeben und erarbeitet. Wir ma-
chen jetzt ein Gesetz. Auf die Inhalte kommt es an. 
Allein durch Bauten machen Sie noch keinen bes-
seren Strafvollzug. Wir müssen uns Gedanken ma-
chen, wie wir den Strafvollzug effektiv nutzen, um 
die Menschen in dieser Zeit fit zu machen, zukünftig 
keine weiteren Straftaten zu begehen.  

Deswegen stärken wir in diesem Haushalt auch ge-
rade für jugendliche Straftäter die Ausgaben für Bil-
dungsmaßnahmen. Wir stellen fest, dass ein 
Hauptdefizit der rund 1.500 gefangenen jungen 

Menschen in unseren Vollzugseinrichtungen erheb-
liche Erziehungs- und Bildungsdefizite sind. Da 
können wir nicht einfach zuschauen und sagen: Na 
ja, wir sperren sie einmal drei Jahre ein und warten, 
was danach passiert, wenn wir sie entlassen. Nein, 
wir müssen gegensteuern. Insofern bin ich froh, 
dass wir die Mittel für Bildungsmaßnahmen gerade 
für Jugendliche noch einmal auf 1,8 Millionen € er-
höhen können. Das leistet einen wichtigen Beitrag 
für einen sicheren, zukunftsgewandten Strafvollzug. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben schon im letzten Jahr die Personalsitua-
tion bei den Beschäftigten im Strafvollzug deutlich 
verbessert, nicht nur mit 200 neuen Stellen, sondern 
auch mit Köpfen zu besetzenden neuen Stellen. Im 
Haushalt 2011 gab es 150 Stellen im allgemeinen 
Vollzugsdienst und 50 Fachdienstkräfte, die Sozial-
arbeiter und Psychologen sind, damit gezielt mit den 
Gefangenen gearbeitet werden kann. Wir stocken 
das in diesem Jahr um weitere 88 Stellen auf. Ich 
erinnere an Ihre Regierungszeit. In zwei Jahren 
knapp 300 neue Stellen für den Vollzug, da brau-
chen wir uns nicht zu verstecken im Vergleich zu 
dem, was Sie im Vollzug früherer Zeiten geleistet 
haben.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wenn Sie jetzt die Gelegenheit nutzen, generell 
über Strafvollzug zu sprechen und einzelne Vorfälle 
in Justizvollzugsanstalten zu thematisieren, meine 
Damen und Herren, hätte ich mir gewünscht, Sie 
hätten das auch gemacht, als wir die rechtspoliti-
schen Grundsätze der Regierung im Rechtsaus-
schuss diskutiert haben. Da kamen von Ihnen keine 
einzige Stellungnahme und kein einziger Vorschlag, 
wie wir Strafvollzug gestalten sollen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Kamieth zulassen? 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Ja. 

Jens Kamieth (CDU): Vielen Dank, Herr Minister. 
Ist Ihnen bekannt, dass in einer modernen Justiz-
vollzugsanstalt mit einem sehr viel günstigeren Per-
sonalschlüssel die Arbeit geleistet werden kann? 
Beispielsweise hat der Wegfall der Zweigstelle der 
Siegener Justizvollzugsanstalt zu einer erheblichen 
Personalreduktion geführt, weil die Strafgefangenen 
in der modernen Anstalt in Attendorn inhaftiert wer-
den konnten. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, 
Herr Minister. 
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Thomas Kutschaty, Justizminister: Sehr geehrter 
Herr Kamieth, wenn es zu Einsparungen kommt, 
haben wir diese nicht dazu genutzt, Personal abzu-
bauen. Wir haben im Gegenteil noch einmal knapp 
300 Stellen draufgesattelt, weil es notwendig ist, 
vernünftiges Personal nicht nur für die Sicherheits-
bewachung, sondern auch für die Behandlung im 
Vollzug zu haben. Das ist ganz entscheidend. Des-
wegen haben wir das gemacht und werden es auch 
weiterhin tun. 

Lassen Sie mich den Punkt, den ich gerade ver-
sucht habe anzusprechen, zum Abschluss bringen. 
Sie versuchen hier, in Einzelfällen Justizvollzug zu 
skandalisieren. Ich halte das nicht nur für höchst 
unanständig im Vergleich mit dem Blick auf Ihre 
Regierungszeit von damals. Die Anzahl der Vorfälle 
hat sich halbiert, wenn nicht sogar mehr als halbiert 
in einzelnen Fällen. 

Was erwarten Sie von einem Strafvollzug in Nord-
rhein-Westfalen, bei dem im Jahr 2011 48.000 Ge-
fangene durchgelaufen sind? Ich darf Ihnen sagen: 
Sie alle sind zu 100 % kriminell. Wenn Sie meinen, 
dass das eine heile Welt ohne besondere Vor-
kommnisse sei, unterliegen Sie einem Irrglauben. 
Es wird einen Strafvollzug in ganz Deutschland nie 
ohne besondere Vorkommnisse geben, genauso 
wenig wie es keinen Schulhof ohne Rangelei geben 
wird. Auch das muss man deutlich sagen. Das ge-
hört zur gesamten Wahrheit dazu. 

Was ich allerdings für sehr skandalös halte, ist, 
dass Sie auf Kosten der Beschäftigten im Vollzug 
jeden Vorfall skandalisieren und die Beschäftigten 
als Deppen darstellen. Das haben sie nicht verdient. 
Sie machen jeden Tag einen verdammt harten Job 
mit einer ganz schwierigen Klientel und verdienen 
unsere Unterstützung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt 
2012 legen wir den Grundstein dafür, dass die Jus-
tiz in Nordrhein-Westfalen auch zukünftig leistungs-
fähig ist, vorsorgend, nachhaltig und gerecht. Des-
wegen bitte ich Sie um Unterstützung unseres 
Haushaltsentwurfs. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um anderthalb 
Minuten überschritten hat. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? – Das ist nicht der Fall. Wir sind damit am 
Schluss der Beratung zum Einzelplan 04.  

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar über den 
Einzelplan 04. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1204, den Einzelplan unverändert 
anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 

kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen 
und damit der Einzelplan 04 mit den Stimmen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
Fraktion der Piraten verabschiedet.  

Ich rufe auf: 

 Einzelplan 13 
Landesrechnungshof 

Hier möchte ich einen Hinweis geben auf die Be-
schlussempfehlung und den Bericht des Haushalts- 
und Finanzausschusses Drucksache 16/1213.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, eine Debatte ist hier nicht vorgesehen. 

Somit kommen wir unmittelbar zur Abstimmung 
über den Einzelplan 13. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1213, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit stelle ich fest, dass die Be-
schlussempfehlung angenommen und damit der 
Einzelplan 13 mit den Stimmen der CDU, der SPD, 
der Grünen, der FDP-Fraktion und der Fraktion der 
Piraten verabschiedet worden ist.  

Nun rufe ich auf: 

 Einzelplan 01 
Landtag 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1201.  

Meine Damen und Herren, eine Debatte ist auch 
hier nicht vorgesehen. 

Somit kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 01. Der Haushalts- und Finanzausschuss 
empfiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/1201, den Einzelplan in der Fassung seiner 
Beschlüsse anzunehmen. – Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen und der Einzelplan 01 mit den 
Stimmen der CDU, der SPD, der Grünen, der FDP 
und der Piraten verabschiedet.  

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Haus-
haltsplanberatungen angekommen, die wir an der 
Stelle unterbrechen und morgen mit den Beratun-
gen zum Einzelplan 02 fortführen.  

Ich rufe auf: 
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